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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Rechtsstellung der Fraktionen 

(Gesetzentwurf des Abgeordneten Dichgans 
und Genossen) 


A. Problem 

Die Fraktionen haben sich seit den Anfängen des Parlamen- 
tarismus von lockeren, vorübergehenden Zusammenschlüssen 
zu festgefügten, organisatorisch durchgebildeten Einrichtungen 
entwickelt. Dabei haben sich Rechtsprobleme ergeben. Die 
Frage, wer für die Verbindlichkeiten einer Fraktion haftet, ist 
bisher offen geblieben. Sie bedarf der Klärung. 


B. Lösung 

Das Gesetz soll 

— die Fraktionen den Körperschaften des öffentlichen Rechts 
gleichstellen, 

— die Aufsicht über die Verwendung der Gelder, die der Frak- 
tion aus dem Haushalt des Bundestages zufließen, dem 
Präsidium des Bundestages übertragen (bisheriger Zustand), 
aber im übrigen eine Staatsaufsicht ausschließen, 

— den Fraktionen über das Ende der jeweiligen Wahlperiode 
hinaus Kontinuität sichern. Wenn das nicht geregelt wird, 
verschwindet die Fraktion rechtlich in dem Augenblick, in 
dem das Mandat ihrer Mitglieder erlischt, und die Fraktions- 
angestellten sind zeitweise ohne Arbeitgeber. 

Der Entwurf beruht auf Vorarbeiten der Interparlamentarischen 
Arbeitsgemeinschaft, die ihn intern einstimmig verabschiedet 
hat. Er wurde allen Fraktionen unter dem 20. Januar 1972 zu- 
geleitet. 

Die besondere politische Lage der vergangenen Monate hat die 
formelle Verabschiedung des Entwurfs durch die Fraktionen, 
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die sonst bei Entwürfen der Interparlamentarischen Arbeits- 
gemeinschaft stets abgewartet werden muß, verhindert. Um zu 
verhüten, daß auch dieser Entwurf wie seine Vorgänger aus 
vergangenen Legislaturperioden wegen Auflösung des Bundes- 
tages nicht einmal die Stufe der Bundestagsdrucksache erreicht, 
wird er ausnahmsweise als Gruppenantrag eingebracht. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 


keine 



Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3690 


Sachgebiet 11 


Antrag 

des Abgeordneten Dichgans und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Rechtsstellung der Fraktionen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

§ 1 

(1) Die Fraktionen des Bundestages sind, soweit 
sie am allgemeinen Rechtsverkehr teilnehmen, den 
Körperschaften des öffentlichen Rechts gleichgestellt. 
Ihre verfassungsrechtliche Stellung und ihre parla- 
mentarischen Rechte und Pflichten werden hierdurch 
nicht berührt, 

(2) Die Aufsicht über die Verwendung der Gelder, 
die der Fraktion aus dem Haushalt des Bundestages 
zufließen, regelt das Präsidium des Bundestages. Im 
übrigen findet eine Staatsaufsicht nicht statt. 

§ 2 

Organe der Fraktionen sind 

1. die Fraktionsversammlung, 

2. der Fraktions Vorstand. 

§ 3 

(1) Die Fraktionsversammlung wählt den Vor- 
stand. 

(2) Der Vorstand vertritt die Fraktion gerichtlich 
und außergerichtlich, soweit die Fraktionssatzung 
nichts Abweichendes bestimmt. 

§ 4 

(1) Jede Fraktion muß eine schriftliche Satzung 
haben. 


(2) Die Satzung muß Bestimmungen enthalten 
über 

1. die Bezeichnung der Fraktion, Sitz und die Zuge- 
hörigkeit zum Deutschen Bundestag, 

2. den Beitritt, Austritt und Ausschluß der Abge- 
ordneten, 

3. Bildung des Vorstandes, 

4. die Aufstellung des Haushaltsplans sowie die 
Aufstellung und Prüfung der Jahresrechnung, die 
Entlastung des Vorstandes, 

5. die Auflösung der Fraktion und die Verwendung 
des bei der Auflösung verbleibenden Vermögens. 

(3) Die Satzung und ihre Änderungen sind beim 
Präsidenten des Bundestages zu hinterlegen. 

§ 5 

Die Bildung einer Fraktion, ihre Bezeichnung, die 
Namen der Vorstandsmitglieder, Mitglieder und 
die Auflösung der Fraktion und die Namen der 
Liquidatoren sind dem Präsidenten des Deutschen 
Bundestages schriftlich mitzuteilen. 

§ 6 

Die hinterlegte Satzung und ihre Änderungen 
sowie die Mitteilungen nach § 5 können von jeder- 
mann eingesehen werden, der ein berechtigtes Inter- 
esse darlegt. 

§ 7 

Die für die juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts bestehenden Vorschriften über das Haus- 
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halts-, Rechnungs- und Kassenwesen finden keine 
Anwendungen. 

§ 8 

Die Rechtsstellung nach § 1 entfällt 

1 . bei Erlöschen des Fraktionsstatus, 

2. bei Auflösung der Fraktion, 

3. mit Ende der Wahlperiode. 

§ 9 

In den Fällen des § 8 Nr. 1 und 2 findet eine 
Liquidation statt. Die Fraktion gilt bis zur Beendi- 
gung der Liquidation als fortbestehend, soweit der 
Zweck der Liquidation dies erfordert. 

§ 10 

Die Liquidation erfolgt durch den Vorstand, soweit 
die Satzung nichts Abweichendes bestimmt. 

§ 11 

(1) Die Liquidatoren haben die laufenden Ge- 
schäfte zu beenden. Zu diesem Zweck können sie 
auch neue Geschäfte eingehen. 

(2) Die Befriedigung der Gläubiger ist zunächst 
aus dem allgemeinen Fraktionsvermögen vorzuneh- 
men. Reicht dieses nicht aus, kann auf die vorhan- 
denen Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln zurück- 
gegriffen werden. 

§ 12 

Soweit nach der Beendigung der Liquidation Gel- 
der aus öffentlichen Mitteln verbleiben, sind diese 
dem Zuschuß geber zu überlassen. 

§ 13 

(1) Das verbleibende Vermögen ist den Anfalls- 
berechtigten zu übertragen. 

(2) Anfallsberechtigt sind die in der Satzung ge- 
nannten Personen oder Stellen. Enthält die Satzung 
hierüber keine Bestimmung, so fällt das Vermögen 
an die Partei, aus der die Fraktion hervorgegangen 
ist. 

(3) über das Aktenmaterial und das Schriftgut 
wird durch Beschluß der Fraktionsversammlung ver- 
fügt. 

§ 14 

Maßnahmen nach §§ 12 und 13 Abs. 1 dürfen erst 
vorgenommen werden, wenn seit dem Ergebnis, das 
zum Verlust der Rechtsstellung nach § 1 geführt hat, 
sechs Monate verstrichen sind. Die Sicherung der 
Gläubiger hat nach § 52 BGB zu erfolgen. 


§ 15 

Fällt den Liquidatoren bei der Durchführung der 
Liquidation ein Verschulden zur Last, so haften sie 
für den daraus entstehenden Schaden gegenüber den 
Gläubigern als Gesamtschuldner. 

§ 16 

(1) Im Falle des § 8 Nr. 3 findet eine Liquidation 
nicht statt, wenn sich die Fraktion binnen 30 Tagen 
nach Beginn der neuen Wahlperiode erneut kon- 
stituiert. In diesem Fall wird die neue Fraktion 
Rechtsnachfolgerin der bisherigen. 

(2) Solange nicht feststeht, daß eine Liquidation 
erfolgen muß, ist die Verjährung von Ansprüchen 
Dritter gehemmt. 

Artikel 2 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1181, zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. De- 
zember 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2080), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 115 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 
„Als ruhegehaltsfähig soll auch die Zeit berück- 
sichtigt werden, die ein Beamter nach Vollendung 
des 17. Lebensjahres vor der Berufung in das 
Beamtenverhältnis hauptberuflich im Dienst der 
Fraktionen des Bundestages oder der Landtage 
verbracht hat." 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

2. § 116 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 c wird gestrichen. 

b) Nummer 1 d wird Nummer 1 c. 

Artikel 3 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

In § 7 Abs. 3 Nr. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. August 
1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1281), geändert durch 
Gesetz vom 26. Mai 1972 (Bundesgesetzbl, I S. 841), 
werden die Worte „des Bundestages oder" ge- 
strichen. 

Artikel 4 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 


Bonn, den 3. August 1972 
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Dichgans 
Dr. Artzinger 

Dr. Becker (Mönchengladbach) 
Frau Berger 
Berger 

von Bockeiberg 
Dr. Böhme 
Damm 
Erpenbeck 
Dr. Evers 

Freiherr von Fircks 
Gewandt 
Dr. Giulini 
Dr. Gölter 
Horten 
Dr. Jungmann 
Frau Klee 
Dr. Kotowski 
Krammig 
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Meister 
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Picard 
Dr. Ritgen 
Rock 

Rommerskirchen 

Schlee 

Dr. Schmidt (Wuppertal) 
Schneider (Königswinter) 
Springorum 
Struve 

von Thadden 
Frau Tübler 
Dr. Unland 
Wagner (Günzburg) 
Dr. Wagner (Trier) 
Frau Dr. Walz 
Wawrzik 

Weber (Heidelberg) 
Werner 
Dr. Wömer 
Wohlrabe 
Frau Dr. Wolf 
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Begründung 


Zu § 1 

§ 1 Abs. 1 beschränkt den Geltungsbereich des Ge- 
setzes auf die Fraktionen des Deutschen Bundes- 
tages, weil der Bund auf dem Gebiete des Parla- 
mentsrechts nur für seinen eigenen Bereich zustän- 
dig ist. Der Entwurf geht davon aus, daß der Be- 
griff der Fraktionen nach dem Stand der Entwicklung 
unseres Parlamentsrechts so geklärt ist, daß es einer 
gesetzlichen Definition nicht bedarf. Die parlamen- 
tarischen Rechte und Pflichten einer Fraktion und 
die Mindestvoraussetzungen einer Fraktionsbildung 
sind in der Geschäftsordnung des Bundestages fest- 
gelegt. 

Die Fraktionen erhalten die Rechtsstellung von 
Vereinigungen des öffentlichen Rechts, die den Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts gleichgestellt 
sind. 

Durch die Bestimmungen des Absatzes 1 Satz 2 soll 
festgelegt werden, daß die verfassungsrechtliche 
Stellung der Fraktionen und ihre parlamentarischen 
Rechte und Pflichten durch den Gesetzentwurf nicht 
berührt werden. 

Absatz 2 stellt klar, daß eine Staatsaufsicht mit der 
verfassungsmäßigen Stellung der Fraktionen und 
ihrer Mitglieder nicht verträglich ist. Die Regelung 
der Aufsicht über die Verwendung der Gelder, die 
der Fraktion aus dem Haushalt des Bundestages zu- 
fließen, soll dem Bundestagspräsidium überlassen 
bleiben, was dem bisherigen Zustand entspricht. 

Zu §2 

§ 2 nennt die beiden Organe der Fraktion, die Frak- 
tionsversammlung und den Fraktionsvorstand. Die 
Bildung weiterer Organe ist möglich, wenn dies in 
der Satzung vorgesehen ist. 

Zu §4 

§ 4 fordert von jeder Fraktion die Aufstellung einer 
schriftlichen Satzung und stellt für deren Inhalt 
bestimmte Mindesterfordernisse auf. Die Anforde- 
rungen des Absatzes 2 sollen den besonderen Gege- 
benheiten Rechnung tragen, die sich aus der parla- 
mentarischen Stellung der Fraktion ergeben. Die 
für die Vereine des bürgerlichen Rechts geltenden 
Vorschriften (§§ 57, 58 BGB) genügen nicht. 

Die öffentlich-rechtliche Stellung der Fraktionen er- 
fordert eine Bestimmung, daß in den Satzungen Vor- 
schriften über den Beitritt, Austritt und Ausschluß 
der Abgeordneten sowie über die Bildung des Vor- 
standes enthalten sein müssen. Die Satzungen müs- 
sen ebenfalls Bestimmungen über die Aufstellung 
des Haushaltsplans sowie die Erstellung der Prü- 
fung der Jahresrechnung und die Entlastung des 
Vorstandes enthalten. Desgleichen sind satzungs- 


mäßige Bestimmungen über die Auflösung der Frak- 
tion und die Verwendung des bei der Auflösung 
verbleibenden Vermögens erforderlich. 

Absatz 3 schreibt die Hinterlegung der Satzung und 
ihre Änderungen beim Präsidenten des Bundestages 
vor (vgl. § 6). 

Zu § 5 

§ 5 stellt die Formvorschriften auf, welche die Ein- 
tragung in das Vereinsregister ersetzen sollen. Die 
notwendige Unterrichtung der Öffentlichkeit läßt 
sich bei den Fraktionen am besten durch eine Hin- 
terlegung der Satzung und aller Satzungsänderun- 
gen beim Präsidenten des Deutschen Bundestages 
erreichen. Das Einsichtsrecht des § 6 stellt sicher, daß 
diese Informationen jedermann zugänglich sind. 

Zu §6 

§ 6 knüpft das Einsichtsrecht nach dem Vorbild der 
Grundbuchordnung und ähnlicher Gesetze an die 
Darlegung eines berechtigten Interesses. Der Ent- 
wurf weicht damit bewußt von § 79 BGB ab, der 
auch ohne eine solche Darlegung jedermann ein Ein- 
sichtsrecht gewährt. 

Zu §7 

Es erscheint mit Rücksicht auf die besondere Stel- 
lung der Fraktionen geboten, daß die für die juristi- 
schen Personen des öffentlichen Rechts bestehenden 
Vorschriften über das Haushalts-, Rechnungs- und 
Kassenwesen auf die Fraktionen keine Anwendung 
finden. Der Entwurf geht davon aus, daß die in § 4 
vorgesehenen organisatorischen Sicherheiten ange- 
sichts der besonderen verfassungsrechtlichen Stel- 
lung der Fraktionen und ihrer Mitglieder einen aus- 
reichenden Ersatz für die Vorschriften des öffent- 
lichen Haushaltsrechts darstellen. 


Zu §§ 8 und 9 

Die Fraktionen sind in ihrer rechtlichen Existenz 
vom Mandat ihrer Mitglieder abhängig. Daraus 
könnte der Schluß gezogen werden, daß beim Er- 
löschen dieser Mandate, etwa im Fall einer Auf- 
lösung, auch die Fraktionen verschwinden. Dann 
könnte eine Lage eintreten, in der die Angestellten 
einer Fraktion zeitweise ohne einen Arbeitgeber 
wären. Die §§ 8 und 9 sichern demgegenüber eine 
Kontinuität der Fraktion. In diesem Sinne sieht § 9 
nur für die Fälle des Erlöschens des Fraktionsstatus 
und der Auflösung der Fraktion die Liquidation vor. 
Die Fraktion gilt bis zur Beendigung der Liquidation 
als fortbestehend, soweit der Zweck der Liquidation 
dies erfordert. 
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Zu § 11 

Zur Befriedigung der Gläubiger muß bei der Liqui- 
dation zunächst das allgemeine Fraktionsvermögen 
herangezogen werden. Wenn dieses nicht mehr aus- 
reicht, kann auf die vorhandenen Zuschüsse aus 
öffentlichen Mitteln zurückgegriffen werden. 

Zu § 12 

Gelder aus öffentlichen Mitteln, die bei der Liqui- 
dation übrigbleiben, müssen dem Zuschußgeber zu- 
rückgegeben werden. Diese Vorschrift verhindert, 
daß die Anfallsberechtigten (vgl. § 13) aus den 
öffentlichen Mitteln Zuwendungen erhalten. 

Zu § 13 

Diese Vorschrift soll verhindern, daß das verblei- 
bende Vermögen an die ehemaligen Fraktionsmit- 
glieder verteilt wird. Anfallsberechtigt für das ver- 
bleibende Vermögen sind die in der Satzung ge- 
nannten Personen oder Stellen. Enthält die Satzung 
hierüber keine Bestimmung, so fällt das Vermögen 
der Partei, aus der die Fraktion hervorgegangen ist, 
zu. 

Eine besondere Bestimmung ist bezüglich des Akten- 
materials und des Schriftgutes erforderlich. Der Ver- 


bleib dieser Materialien, aus denen die politischen 
Interna der Fraktionen ersichtlich sind, kann nur in 
die Entscheidung der Fraktionsversammlung gelegt 
werden. 

Zu § 16 

Eine Liquidation des Fraktionsvermögens findet nicht 
statt, wenn sich die Fraktion nach Ende der Wahl- 
periode innerhalb von 30 Tagen nach Beginn der 
neuen Wahlperiode neu konstituiert. Der Entwurf 
geht davon aus, daß sich anhand der politischen 
Ziele konkret feststellen läßt, welche Fraktion 
Rechtsnachfolger der alten ist. Die Fraktionen ver- 
treten in aller Regel eine bestimmte Parteirichtung, 
deren Namen sie auch tragen. 

Absatz 2 gewährt den Gläubigern Schutz für den 
Fall, daß eine Liquidation verspätet erfolgt. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Bundesbeamtengesetzes) 

Durch diese Vorschrift wird der hauptberufliche 
Dienst in den Fraktionen des Bundestages oder der 
Landtage als ruhegehaltsfähig bei der Berechnung 
der Beamtenpension berücksichtigt. 
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